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ten.3 Im Prinzip ebenso ist die Regelung in § 420 des ZGB 
der CSSR.4 Eine andere Regelung enthält das ZGB der 
VR Polen, wo — ähnlich wie im früheren BGB — im Ge­
gensatz zur vertraglichen Ersatzpflicht im Deliktsrecht 
keine Verschuldensvermutung aufgestellt wird.

Während der Erarbeitung des ZGB sind die verschie­
denen Varianten mehrfach erörtert worden. Jedoch waren 
keinesfalls Fragen der Gesetzgebungstechnik für die ge­
troffene Entscheidung ausschlaggebend, sieht man einmal 
davon ab, daß einheitliche Voraussetzungen und Regeln 
für die vertragliche und außervertragliche Ersatzpflicht 
angestrebt und aufgestellt wurden. Das ist aber nur se­
kundär eine Frage der Gesetzgebungstechnik; primär ist 
es als ein Beitrag zur inhaltlichen Geschlossenheit und 
Wirksamkeit der Regelung zu werten.

Gründe für die Beibehaltung 
der Verschuldenspräsumtion

Abgesehen von dem Bestreben, einheitliche Regeln für das 
vertragliche und außervertragliche Schadensrecht aufzu­
stellen — was ja erst nach Prüfung der inhaltlichen Erfor­
dernisse der Regelung und der Feststellung ihrer Über­
einstimmung möglich war — sprachen und sprechen für die 
Aufnahme der Präsumtion des Verschuldens folgende 
Gründe:

1. In den weitaus meisten Fällen schadensverursachen­
der Pflichtverletzungen liegt Verschulden vor, fehlendes 
Verschulden ist also tatsächlich die Ausnahme. Das spricht 
dafür, auch bei der rechtlichen Regelung davon auszuge­
hen und vorliegendes Verschulden als Regel anzusehen.

2. Die Verantwortlichkeit setzt die objektive Verletzung 
einer Pflicht voraus und damit eine objektive Rechtsver­
letzung. Es ist von einem Rechtsverletzer zu erwarten, daß 
er etwa vorhandene Gründe zu erkennen gibt, die sein 
Verhalten ausnahmsweise entschuldbar erscheinen lassen.

3. Der Geschädigte kann meist nicht überprüfen, ob der 
pflichtwidrig Handelnde einen Schuldvorwurf verdient, ob 
also eine solche Voraussetzung der Wiedergutmachungs­
pflicht gegeben ist. Es wäre daher ungerechtfertigt, wenn 
der Verantwortliche verlangen könnte, daß der Geschä­
digte die subjektiven Voraussetzungen der Pflichtverlet­
zung zu prüfen habe.

Diese Gründe, die für die Verschuldenspräsumtion (be­
zogen auf die Schadenersatzpflicht des Bürgers) im Scha­
densrecht sprechen, berühren allerdings ebensowenig wie 
die entsprechenden Regelungen in den ZGBs der UdSSR 
und anderer sozialistischer Länder die Verpflichtung der 
Gerichte zur Tatsachenaufklärung und Wahrheitsermitt­
lung. Dies gilt ebenso für Entscheidungen über Schaden­
ersatzansprüche in Strafverfahren wie für andere Verfah­
ren. Die Präsumtionsregel darf (wie jede Beweislastregel) 
vor Gericht nur und erst dann beachtet werden, wenn Un­
klarheiten über das Vorliegen oder Nichtvorliegen von 
Schuld (bzw. anderer zu prüfender Tatsachen) nicht aus­
geräumt werden können.

Die Verschuldensvermutung bei der außergerichtlichen 
Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen

Die Überlegungen von Bley/Bogan richten sich auf die In­
terpretation des geltenden Rechts unter dem Aspekt seiner 
Verwirklichung durch die Gerichte. Damit trifft auch die 
in ihrem Ziel berechtigte Kritik nur diejenigen Fälle, in 
denen die Gerichte mit Schadenersatzansprüchen befaßt 
sind. Die weitaus meisten Fälle der Geltendmachung von 
Schadenersatzansprüchen werden jedoch außergerichtlich 
abgewickelt. Hier versagt der von Bley/Bogan den Gerich­
ten gegenüber mit Recht postulierte „Anspruch“ des einen 
Schaden verursachenden Bürgers darauf, „daß seine Hand­
lung unter Berücksichtigung der objektiven und subjekti­
ven Momente gesellschaftlich bewertet wird“.6 Wollte man 
einen solchen Anspruch generell erheben, dann müßte 
darauf orientiert werden, daß möglichst alle Schadener­
satzansprüche gerichtlich geltend gemacht werden. Be­

kanntlich ist aber nach § 16 ZGB das Gegenteil der Fall. 
Wenn aber das Gesetz auf eine außergerichtliche Beile­
gung auch solcher Konflikte orientiert, dann muß es — und 
auch seine Auslegung — vor allem geeignet sein, die außer­
gerichtliche Beilegung und Abwicklung von Schadenersatz­
ansprüchen zu erleichtern und zu fördern.

Sowohl der Gesetzestext als auch seine Auslegung dür­
fen nicht in erster Linie unter dem Aspekt der Anleitung 
der Gerichte verstanden werden, sondern als Orientierung 
für den rechtsuchenden Bürger als Normadressaten, und 
zwar sowohl als Orientierung für sein Verhalten wie auch 
als Hilfe für die Beilegung auftretender Konflikte. Beson­
ders hier kommen die genannten Gründe für die Verschul­
densvermutung zum Tragen. Wer objektiv eine Rechtsver­
letzung begeht und dadurch einem anderen Schaden zu­
fügt, soll den Schäden grundsätzlich ersetzen, und zwar 
ohne den Einwand, daß ihm Verschulden zuvor nachge­
wiesen werden möge.

Weiter ist zu beachten, daß bei der überwiegenden Zahl 
außervertraglicher Schadenersatzansprüche, die nicht ge­
richtlich geltend gemacht werden, Versicherungsschutz 
besteht. Sieht man von der Sachversicherung ab, die für 
die Erörterung des Problems außer Betracht bleiben kann, 
dann besteht für die meisten Fälle Haftpflichtversiche­
rungsschutz. Gerade in diesen Fällen muß sich die Rege­
lung bewähren. Wäre das Verschulden Voraussetzung der 
Ersatzpflicht, dann hieße dies folgerichtig, daß die Ver­
sicherung den Schaden nur zu ersetzen hätte, wenn neben 
der objektiven Pflichtverletzung, dem Schaden und der 
Kausalität auch Verschulden vorliegt. Wer soll hier aber 
das Verschulden dartun und wie soll dieses insbesondere 
nachgewiesen werden? Denn von einer Aufklärungspflicht 
der Versicherung und einer Pflicht zur Ermittlung der 
Wahrheit in der Weise, wie sie den Gerichten obliegt, kann 
hier nicht die Rede sein. Außerdem wären auch die Organe 
und Mitarbeiter der Versicherung dazu nicht in der Lage. 
Es bliebe also Sache des Geschädigten, das Verschulden in 
irgendeiner Weise vorzutragen und glaubhaft zu machen. 
Daß eine solche Interpretation des geltenden Rechts den 
Schutz des Geschädigten erheblich beeinträchtigen würde, 
liegt auf der Hand.

Die Verschuldenspräsumtion ist also im Interesse des 
Geschädigten gerechtfertigt und geboten. Es besteht kein 
Grund, die gesetzliche Regelung entgegen ihrem Wortlaut 
so zu interpretieren, als ob sie lauten würde: Ein Bürger 
ist nur ersatzpflichtig, wenn er schuldhaft gehandelt hat.

Abschließend sei darauf hingewiesen, daß dies nicht nur 
für die außervertragliche Verantwortlichkeit gilt, sondern 
ebenso für die nach denselben Regeln zu bestimmenden 
Schadenersatzpflichten im Rahmen vertraglicher Verant­
wortlichkeit. Dabei ist für die Fragen des Verschuldens, 
und besonders für die Verschuldenspräsumtion, das wei­
tere Problem zu beachten, daß neben der Ersatzpflicht für 
eigene Pflichtverletzungen auch die Verantwortlichkeit für 
Pflichtverletzungen mitwirkender Dritter ein treten kann; 
hier würde ein Verzicht auf die Präsumtion zu weiteren 
Nachteilen führen.
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